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Vorblatt 


Protokoll vom 3. Juni 1971 
betreffend die Auslegung des Übereinkommens 
vom 29, Februar 1968 
über die gegenseitige Anerkennung 
von Gesellschaften und juristischen Personen 
durch den Gerichtshof 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die einheitliche Auslegung des EWG-Ubereinkommens vom 
29. Februar 1968 über die gegenseitige Anerkennung von Ge- 
sellschaften und juristischen Personen durch die nationalen Ge- 
richte der Vertragsstaaten muß sichergestellt werden. 


B. Lösung 

Durch das vorliegende Protokoll wird dem Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Zuständigkeit übertragen, auf 
Vorlage der nationalen Gerichte im Wege der Vorabentschei- 
dung über die Auslegung des Anerkennungsübereinkommens 
vom 29. Februar 1968 zu entscheiden. 


C. Alternativen 

Die einheitliche Auslegung des Anerkennungsübereinkommens 
ließe sich an sich auch durch ein anderes System der Anrufung 
des Europäischen Gerichtshofs sicherstellen. Die Übernahme des 
Systems der Auslegung im Wege der Vorabentscheidung auf 
Vorlage nationaler Gerichte nach dem Vorbild des Artikels 177 
des EWG-Vertrages erschien zweckmäßig. 


D. Kosten 

keine 
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Bonn, den 6. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
3. Juni 1971 betreffend die Auslegung des 
Übereinkommens vom 29. Februar 1968 über 
die gegenseitige Anerkennung von Gesell- 
schaften und juristischen Personen durch den 
Gerichtshof 


mit Begründung. Der Wortlaut des Protokolls, eine Gemein- 
same Erklärung sowie eine Denkschrift zum Protokoll sind bei- 
gefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 377. Sitzung am 3. März 1972 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Protokoll vom 3. Juni 1971 

betreffend die Auslegung des Übereinkommens vom 29. Februar 1968 
über die gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften 
und juristischen Personen durch den Gerichtshof 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 


sen: 


Artikel 1 


Dem in Luxemburg am 3. Juni 1971 von der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Protokoll 
betreffend die Auslegung des Übereinkommens 
vom 29. Februar 1968 über die gegenseitige Aner- 
kennung von Gesellschaften und juristischen Per- 
sonen durch den Gerichtshof wird zugestimmt. Das 
Protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 


Ferner ist der Sach- und Streitstand, soweit dies zur 
Beurteilung der Auslegungsfrage erforderlich ist, in 
gedrängter Form darzustelien. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 4 


Artikel 2 

ln dem Beschluß, mit dem die Auslegungsfrage 
dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorgelegt 
wird, ist die auszulegende Vorschrift zu bezeichnen 
sowie die zu klärende Auslegiingsfrage darzulegen. 


(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem 
Artikel 6 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Protokoll bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 


Zu Artikel 2 

Das Protokoll ist inhaltlich dem Artikel 177 des Ver- 
trags vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nachgebiidet, in 
dem ebenfalls eine Vorabentscheidung des Europä- 
ischen Gerichtshofes über Fragen zur Auslegung des 
Vertrags auf Vorlage nationaler Gerichte vorgese- 
hen ist. Bei der praktischen Anwendung des Arti- 
kels 177 hat sich gezeigt, daß die Vorlagen der na- 
tionalen Gerichte nicht immer zweckmäßig abgefaßt 
sind. Deshalb soll in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch den vorgeschlagenen Artikel 2 für die 
Vorlagen, welche die Auslegung des Anerkennungs- 
übereinkommens vom 29. Februar 1968 betreffen, 
den Gerichten eine Richtlinie an die Hand gegeben 
werden, wie diese Vorlagen zweckmäßig zu gestal- 
ten sind. Eine solche Regelung ist auch von den Lan- 
desjustizverwaltungen für wünschenswert erachtet 
worden. Sie soll dem Europäischen Gerichtshof die 
Prüfung der Vorlagen erleichtern. 

Artikel 2 ist eine Soll-Vorschrift, deren Verletzung 
nicht von Sanktionen bedroht ist. Dadurch wird klar- 
gestellt, daß Artikel 2 keine neue Zulässigkeitsvor- 


aussetzung für die Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofes schafft} die Nichtbeachtung dieser Be- 
stimmung macht also diese Entscheidung nicht etwa 
unzulässig. 

Zu Artikel 3 

Das Protokoll soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes, 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Proto- 
koll nach seinem Artikel 6 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Ins- 
besondere ist nicht zu erwarten, daß infolge der Zu- 
weisung der neuen Auslegungszuständigkeit an den 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften durch 
das Protokoll eine Vermehrung der Richterstellen 
erforderlich werden und damit eine mittelbare Be- 
lastung des Bundeshaushalts eintreten wird; denn 
es ist nicht damit zu rechnen, daß der Gerichtshof 
mit zahlreichen Vorlagen auf dem Gebiet der Aner- 
kennung von Gesells(±iaften und juristischen Perso- 
nen befaßt werden wird. 
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Protokoll 

betreffend die Auslegung des Übereinkommens 
vom 29. Februar 1968 über die gegenseitige Anerkennung 
von Gesellschaften und juristischen Personen durch den Gerichtshof 

Protocole 

concernant l'interpretation par la Cour de Justice 
de la Convention du 29 fevrier 1968 
sur la reconnaissance mutuelle des societes et personnes morales 


Die Hohen Vertragsparteien des Vertrags zur Grün- 
düng dei Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft — 

unter Bezugnahme auf die Gemeinsame Erklärung Nr. 3 
in dem Protokoll zu dem am 29. Februar 1968 in Brüssel 
Unterzeichneten Übereinkommen über die gegenseitige 
Anerkennung von Gesellschaften und juristischen Per- 
sonen — 

haben beschlossen, ein Protokoll zu schließen, durch 
das dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
bestimmte Zuständigkeiten zur Auslegung des genannten 
Übereinkommens übertragen werden, und haben zu die- 
sem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER: 

Herrn Alfons V r a n c k x , 

Minister der Justiz; 

DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Herrn Gerhard Jahn, 

Bundesminister der Justiz; 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK; 

Herrn Rene P 1 e v e n , 

Siegelbewahrer, 

Minister der Justiz; 

DER PRÄSIDENT DLR ITALIENISCHEN REPUBLIK: 

Herrn Erminio Pennacchini, 
Staatssekretär im Ministerium der Justiz; 

SEINE KÖNIGLICHE HÖHEIT 
DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG: 

Herrn Eugene S c h a u s , 

Minister der Justiz, 

Stellvertretender Ministerpräsident; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE: 

Herrn C H. F. Polak, 

Minister der Justiz; 

DIESE im Rat vereinigten Bevollmächtigten sind nach 
Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten 

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ent- 
scheidet im Wege der Vorabentscheidung über die Aus- 
legung des am 29. Februar 1968 in Brüssel Unterzeich- 
neten Übereinkommens über die gegenseitige Anerken- 


Les Hautes Parties Contractantes au Traite instituant la 
Communaute Economique Europeenne, 

Se referant ä la Declaration commune n^ 3 figurant 
dans le Protocole annexe ä la Convention sur la recon- 
naissance mutuelle des societes et personnes morales, 
signee ä Bruxelles le 29 fevrier 1968, 

Ont decide de conclure un Protocole attribuant compe- 
tence ä la Cour de Justice des Communautes Europeen- 
nes pour l'interpretation de ladite Convention et ont 
designe ä cet effet comme plenipotentiaires: 

SA MAJESTE LE ROI DES BELGES: 

M. Alfons V r a n c k X , 

Ministre de la Justice; 

LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE: 

M. Gerhard Jahn, 

Ministre federal de la Justice; 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANCAISE: 

M. Rene Pie ven , 

Garde des Sceaux, 

Ministre de la Justice; 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ITALIENNE: 

M. Erminio Pennacchini, 
Sous-Secretaire d'Etat au Ministere 
de la Justice et des Graces; 

SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC 
DE LUXEMBOURG: 

M. Eugene Sch aus, 

Ministre de la Justice, 

Vice-President du Gouvernement; 

SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS: 

M. C. H. F. Polak, 

Ministre de la Justice; 

LESQUELS, reunis au sein du Conseil, apres avoir 
echange leurs pleins pouvoirs reconnus en bonne et due 
forme, 

SONT CONVENUS DES DISPOSITIONS QUI SUIVENT: 

A r ti c 1 e 1 

La Cour de Justice des Communautes Europeennes est 
competente pour statuer ä titre prejudiciel sur l'interpre- 
tation de la Convention sur la reconnaissance mutuelle 
des societes et personnes morales et de la Declaration 
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Protocollo 

relative all interpretazione da parte della corte di giustizia 
della Convenzione del 29 febbraio 1968 
sul reciproco riconoscimento delle societä e persone giuridiche 

Protocol 

betreffende de uitlegging door het hof van justitie 
van het Verdrag van 29 februari 1968 

betreffende de onderlinge erkenning van vennootschappen en rechtspersonen 


Le Alte Parti Contraenti del Trattato che istituisce la 
Comunitä Economica Europea, 

Facendo riferimento alla Dichiarazione comune no 3 di 
cui al Protocollo allegato alla Convenzione sul reciproco 
riconoscimento delle societä e persone giuridiche, firma- 
ta a Bruxelles il 29 febbraio 1968, 

Hanno deciso de stipulare un Protocollo che conferisce 
competenza alla Corte di Giustizia delle Comunitä Euro- 
pee per l’interpretazione della suddetta Convenzione ed 
hanno designato a tale fine quali plenipotenziari: 

SUA MAESTA il re DEI BELGI: 

Signoi Alfons V r a n c k x , 

Ministro della Giustizia; 

IL PRESIDENTE 

DELLA REPUBBLICA FEDERALE DI GERMANIA; 
Signor Gerhard Jahn, 

Ministro Föderale della Giustizia; 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FRANCESE; 
Signor Rene P 1 e v e n , 

Guardasigilli, 

Ministro della Giustizia; 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA: 

Signor Erminio Pennacchini, 
Sottosegretario di Stato per la Grazia e Giustizia; 

SUA ALTEZZA REALE IL GRANDUCA 
DEL LUSSEMBURGO: 

Signor Eugene S c h a u s , 

Ministro della Giustizia, 

Vicepresidente del Governo; 

SUA MAESTA LA REGINA DEI PAESI BASSI: 
Signor C, H. F. Polak, 

Ministro della Giustizia; 

I QUALI, riuniti in seno al Consiglio, dopo aver scam- 
biato i loro pieni poteri riconosciuti in buona e debita 
forma, 

HANNO CONVENUTO LE DISPOSIZIONI CHE SE- 
GUONO: 

A r t i c o 1 o 1 

La Corte di Giustizia delle Comunitä Europee e compe- 
tente a pronunciarsi in via pregiudiziale sull’interpreta- 
zione della Convenzione sul reciproco riconoscimento 
delle societä e persone giuridiche e della Dichiarazione 


De Hoge Verdragsluitende Partijen bij het Verdrag tot 
oprichting van de Europese Economische Gemeenschap, 

Verwijzende naar Gemeenschappelijke Verklaring 
No. 3 van het Protocol bij het op 29 februari 1968 te Brus- 
sel ondertekende Verdrag betreffende de onderlinge er- 
kenning van vennootschappen en rechtspersonen, 

Hebben besloten een Protocol te sluiten waarbij aan 
het Hof van Justitie van de Europese Gemeensdiappen 
bepaalde bevoegdheden worden toegekend om genoemd 
Verdrag uit te leggen en hebben te dien einde als hun 
gevolmachtigden aangewezen: 

ZIJNE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN: 

De heer Alfons V i a n c k x, 

Minister van Justitie; 

DE PRESIDENT 

VAN DE BONDSREPUBLIEK DUITSLAND: 
de heer Gerhard Jahn, 

Bondsminister van Justitie; 

DE PRESIDENT VAN DE FRANSE REPUBLIEK: 
de heer Rene P 1 e v e n , 
Grootzegelbewaarder, 

Minister van Justitie; 

DE PRESIDENT VAN DE ITALIAANSE REPUBLIEK; 
de heer Erminio Pennacchini, 
Staatssecretaris van Justitie; 

ZIJNE KONINKLIJKE HOOGHEID 
DE GROOTHERTOG VAN LUXEMBURG: 
de heer Eugene S c h a u s , 

Minister van Justitie, 
Vice-Minister-President; 

HARE MAJESTEIT 

DE KONINGIN DER NEDERLANDEN: 
de heer C. H. F. Polak, 

Minister van Justitie; 

DIE, in het kader van de Raad bijeen, na overlegging 
van hun in goede en behoorlijke vorm bevonden vol- 
machten, 

OVEREENSTEMMING HEBBEN BEREIKT OVER DE 
VOLGENDE BEPALINGEN: 

Artikel 1 

Het Hof van Justitie van de Europese Gemeenschappen 
is bevoegd, bij wijze van prejudiciele beslissing, een 
uitspraak te doen over de uitlegging van het Verdrag 
betreffende de onderlinge erkenning van vennootschap- 
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nung von Gesellschaften und juristischen Personen, der 
in dem am selben Tag und am selben Ort Unterzeichneten 
Protokoll zu diesem Übereinkommen enthaltenen Ge- 
meinsamen Erklärung Nr. 1 und über die Auslegung des 
vorliegenden Protokolls. 

Artikel 2 

(1) Wird eine Frage zur Auslegung des Übereinkom- 
mens oder einer anderen in Artikel 1 genannten Überein- 
kunft einem Gericht eines Vertragsstaates gestellt und 
hält dieses Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlaß 
seines Urteils für erforderlich, so kann es diese Frage 
dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen. 

(2) Wird eine derartige Frage in einem schwebenden 
Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, 
dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmit- 
teln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden kön- 
nen, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofes 
verpflichtet. 

Artikel 3 

(1) Soweit dieses Protokoll nichts anderes bestimmt, 
gelten die Vorschriften des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des dem Ver- 
trag beigefügten Protokolls über die Satzung des Ge- 
richtshofes, die anzuwenden sind, wenn der Gerichtshof 
im Wege der Vorabentscheidung zu entscheiden hat, auch 
für das Verfahren zur Auslegung des Übereinkommens 
und der anderen in Artikel 1 genannten Übereinkünfte. 

(2) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofes wird, so- 
weit erforderlich, gemäß Artikel 188 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft an- 
gepaßt und ergänzt. 

Artikel 4 

Dieses Protokoll gilt für das europäische Floheitsgebiet 
der Vertragsstaaten, für die französischen überseeischen 
Departements und für die französischen überseeischen 
Gebiete. 

Das Königreich der Niederlande kann bei der Unter- 
zeichnung oder der Ratifizierung dieses Protokolls oder 
zu jedem späteren Zeitpunkt durch Notifikation an den 
Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten erklären, daß dieses Protokoll für Surinam und die 
Niederländischen Antillen gilt. 

Artikel 5 

Dieses Protokoll bedarf der Ratifizierung durch die Un- 
terzeichnerstaaten. Die Ratifikationsurkunden werden 
beim Generalsekretär des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften hinterlegt. 

Artikel 6 

Dieses Protokoll tritt am ersten Tage des dritten Mo- 
nats in Kraft, der auf die Hinterlegung der Ratifikations- 
urkunde durch denjenigen Unterzeichnerstaat folgt, der 
diese Förmlichkeit als letzter vornimmt. Es tritt jedoch 
frühestens gleichzeitig mit dem Übereinkommen vom 
29, Februar 1968 über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen in Kraft. 

Artikel 7 

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften notifiziert den Unterzeichnerstaaten 

a) die Hinterlegung jeder Ratifikationsurkunde? 

b) den Tag, an dem dieses Protokoll in Kraft tritt; 

c) die gemäß Artikel 4 Abs. 2 eingegangenen Erklärun- 
gen. 


commune n« 1 figurant dans le Protocole annexe ä ceite 
Convention, signes ä Bruxelles le 29 fevrier 1968, ainsi 
ejue du present Protocole. 


A r t i c 1 e 2 

1. Lorsqu'une question portant sui l interpietation de 
la Convention et des autres textes mentionnes ä l'arti- 
cle 1 est soulevee devant une juridiction d'un des Etats 
Contractants, cette juridiction peut, si eile estime qu'une 
decision sur ce point est necessaire pour rendre son juge- 
ment, deinander ä la Cour de Justice de statiier sur cette 
question. 

2. Lorsqu'une teile question est soulevee dans une 
affaire pendante devant une juridiction nationale dont 
les decisions ne sont pas susceptibles d'un recours juri- 
dictionnel de droit interne, cette juridiction est tenue de 
saisir la Cour de Justice. 

Article 3 

1. Dans la mesure oü le present Protocole n eu dis- 
pose pas autrement, les dispositions du Traite instituant 
la Communaute Economique Europeenne et celles du 
Protocole sur le Statut de la Cour de Justice y annexe, 
qui sont applicables lorsque la Cour est appelee ä statuer 
ä titre prejudiciel, s'appliquent egalement ä la procedure 
d'interpretation de la Convention et des autres textes 
mentionnes ä 'article 1. 

2. Le Reglement de procedure de la Cour de Justice 
est adapte et complete, si besoin est, conformement ä 
l'article 188 du Traite instituant la Communaute Econo- 
mique Europeenne. 

Article 4 

Le present Protocole s’applique au territoire europeen 
des Etats Contractants, aux departements francais d'outre- 
mer, ainsi qu’aux territoires frangais d'outre-mer. 

Le Royaume des Pays-Bas peut declarer, au moment de 
la Signatare ou de la ratification du present Protocole ou 
ä tout moment ulterieur, par voie de notification au 
Secretaire general du Conseil des Communautes Euro- 
peennes, que le present Protocole est applicable au Suri- 
nam et aux Antilles neerlandaises. 

Article 5 

Le present Protocole sera ratifie par les Etats signatai- 
res. Les Instruments de ratification seront deposes aupres 
du Secretaire general du Conseil des Communautes Euro- 
peennes. 

Article 6 

Le present Protocole entre en vigueur le premier jour 
du troisieme mois suivant le depöt de l'instrument de 
ratification de l'Etat signataire qui procede le dernier ä 
cette formalite. Toutefois, son entree en vigueur inter- 
vient au plus tot en meme temps que celle de la Con- 
vention du 29 fevrier 1968 sur la reconnaissance mutuelle 
des societes et personnes morales. 

Article 7 

Le Secretaire general du Conseil des Communautes 
Europeennes notifie aux Etats signataires: 

a) le depöt de tout Instrument de ratification; 

b) la date d'entree en vigueur du present Protocole? 

c) les declarations regues en application de l'article 4 
deuxieme alinea. 
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comune no i di cui al Protocollo allegato alla suddetta 
Convenzione, firmati a Bruxelles il 29 febbraio 1968, non- 
che sull'interpretazione del presente Protocollo. 


A I t i c o 1 o 2 

1. Quando una questione relativa all interpretazione 
della Convenzione e degli altri testi di cui all'articolo 1 e 
sollevata davanti a una giurisdizione di uno degli Stati 
contraenti, tale giurisdizione puö, qiialora reputi neces- 
saria per emanare la sua sentenza una decisione su 
questo punto, domandaie alla Corte di Giustizia de pro- 
nunciarsi sulla questione. 

2. Quando una questione del genere e sollevata in un 
giudizio pendente davanti a una giurisdizione nazionale, 
avverso le cui decisioni non possa proporsi un ricorso 
giurisdizionale di diritto interno, tale giurisdizione e te- 
nuta a rivolgersi alla Corte di Giustizia. 

A r t i c o 1 o 3 

1. Per quanto non diversamente disposto dal presente 
Protocollo, le disposizioni del Trattato che istituisce la 
Comunita Economica Europea e quelle del Protocollo sul- 
lo Statuto della Corte di Giustizia ad esso allegato, che 
sono applicabili quando la Corte e chiamata a pronun- 
ciarsi in via pregiudiziale, si applicano anche alla proce- 
dura d'interpretazione della Convenzione e degli altri 
testi di cui all'articolo 1. 

2. II Regolamento di procedura della Corte di Giustizia 
sarä adattato e completato, per quanto necessario, ai 
sensi dell articolo 188 del Trattato die istituisce la Co- 
munitä Economica Europea. 

Articolo 4 

II presente Protocollo si applica al territorio europeo 
degli Stati contraenti, ai dipartimenti francesi d'oltre- 
mare, nonche ai territori francesi d'oltremare, 

II Regno dei Paesi Bassi puö, al momento della firma o 
della ratifica del presente Protocollo, ovvero successiva- 
mente, dichiarare, mediante notifica al Segretario Gene- 
rale del Consiglio delle Comunita Europee, che il pre- 
sente Protocollo si applicherä al Surinam e alle Antille 
olande.si. 

Articolo 5 

Il presente Protocollo sara ratificato dagli Stati firma- 
tari. Gli strumenti di ratifica saranno depositati presso il 
Segretario Generale del Consiglio delle Comunita Euro- 
pee. 

Articolo 6 

Il presente Protocollo entrera in vigore il primo giorno 
del terzo mese successivo all’avvenuto deposito dello 
strumento di ratifica da parte dello Stato firmatario che 
procederä pej ultimo a tale formalitä. Tuttavia la sua en- 
trata in vigore avverrä non prima di quella della Con- 
venzione del 29 febbraio 196B sul reciproco riconosci- 
mento delle societa e persone giuridiche. 

Articolo 7 

Il Segretario Generale del Consiglio delle Comunita 
Europee notifichera agli Stati firmatari: 

a) il deposito di ogni strumento di ratifica; 

b) la data di entrata in vigore del presente Protocollo; 

c) le dichiarazioni ricevute in applicazione dell’articolo 4, 
secondo comma. 


pen en rechtspersonen en van gemeenschappelijke Ver- 
klaring No. 1, opgenomen in het aan dit Verdrag ge- 
hechte protocol, beide op 29 februari 1968 te Brussel 
ondertekend, alsmede van het onderhavige protocol. 

Artikel 2 

1. Indien een vraag betreffende de uitlegging van het 
Verdrag en van de andere in artikel 1 genoemde teksten 
wordt opgeworpen voor een rechterlijke instantie van 
een der verdragsluitende Staaten, kan deze instantie, 
indien zij een beslissing op dit punt noodzakelijk acht 
voor het wijzen van haar vonnis, het Hof van Justitie 
verzoeken, over deze vraag een uitspraak te doen. 

2. Indien een vraag te dien aanzien wordt opgeworpen 
in een zaak aanhangig bij een nationale rechterlijke in- 
stantie waarvan de beslissingen volgens het nationale 
recht niet vatbaar zijn voor hoger beroep is deze instantie 
gehouden zieh tot het Hof van Justitie te wenden. 

Artikel 3 

1. Voor zover dit protocol niet anders bepaalt, zijn de 
bepalingen van het Veidrag tot oprichting van de Euro- 
pese Economische Gemeenschap en die van het daaraan 
gehechte protocol betreffende het Statuut van het Hof 
van Justitie, die van toepassing zijn wanneer het Hof 
bij wijze van prejudiciele beslissing een uitspraak dient 
te doen, tevens van toepassing op de procedure inzake 
de uitlegging van het Verdrag en van de andere in arti- 
kel 1 genoemde teksten. 

2. Het Reglement voor de procesvoering van het Hof 
van Justitie zal zo nodig worden aangepast en aangevuld 
overeenkomstig artikel 188 van het Verdrag tot oprich- 
ting van de Europese Economische Gemeenschap. 

Artikel 4 

Dit protocol IS van toepassing op het Europese grond- 
gebied van de verdragsluitende Staten, de Franse over- 
zeese departementen en de Franse overzeese gebieden. 

Het Koninkrijk der Nederlanden kan op het tijdstip 
van de ondertekening of de bekrachtiging van dit proto- 
col, of op elk tijdstip nadien, door middel van een kennis- 
geving aan de Secretaris-Generaal van de Raad van de 
Europese Gemeenschappen verklären dat dit protocol van 
toepassing zal zijn op Suriname en de Nederlandse An- 
tillen. 

Artikel 5 

Dit protocol wordt door de ondertekenende Staten be- 
krachtigd. De akten van bekrachtiging worden nederge- 
legd bij de Secretaris-Generaal van de Raad van de Euro- 
pese Gemeenschappen. 

Artikel 6 

Dit protocol treedt in werking op de eerste dag van 
de derde maand die volgt op het nederleggen van de akte 
van bekrachtiging door de ondertekenende Staat, die als 
laatste deze handeling verricht. Het protocol treedt even- 
wel niet eerder in werking dan het Verdrag van 29 feb- 
ruari 1968 betreffende de onderlinge erkenning van 
vennootschappen en rechtspersonen. 

Artikel 7 

De Secretaris-Generaal van de Raad van de Europese 
Gemeenschappen stelt de ondertekenende Staten in ken- 
nis van: 

a) het nederleggen van ledere akte van bekrachtiging; 

b) de datum van inwerkingtreding van dit protocol; 

c) de ingevolge artikel 4, tweede alinea, ontvangen ver- 
klaringen. 
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Artikel 8 


Article 8 


Dieses Protokoll gilt auf unbegrenzte Zeit. 

Artikel 9 


Le present Protocole est conclu pour une duree illi- 
mitee. 


Article 9 


Jeder Vertragsstaat kann eine Revision dieses Proto- 
kolls beantragen. In diesem Fall beruft der Präsident des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften eine Revisions- 
konferenz ein. 


Chaque Etat Contractant peut demander la revision du 
present Protocole. Dans ce cas, une Conference de re- 
vision est convoquee par le President du Conseil des 
Communautes Europeennes. 


Artikel 10 

Dieses Protokoll ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind- 
lich ist; es wird im Archiv des Sekretariats des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften hinterlegt. Der General- 
sekretär übermittelt der Regierung jedes Unterzeichner- 
staates eine beglaubigte Abschrift. 


Article 10 

Le present Protocole redige en un exemplaire unique 
en langues allemande, frangaise, italienne et neerlan- 
daise, les quatre textes faisant egalement foi, est depose 
dans les archives du Secretariat du Conseil des Commu- 
nautes Europeennes. Le Secretaire general en remet une 
copie certifiee conforme ä chacun des Gouvernements 
des Etats signataires. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten ihre Unterschrift unter dieses Protokoll 
gesetzt. 

GESCHEHEN zu Luxemburg am dritten Juni neunzehn- 
hunderteinundsiebzig 


EN FOI DE QUOI les plenipotentiaires soussignes ont 
appose leur Signatare au bas du present Protocole. 


FAIT ä Luxembourg, le trois juin mil neuf cent soixante 
et onze 


POUR SA MAJESTE LE ROI DES BELGES, 

VOOR ZIJNE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN, 
Alfons Vranckx 

FÜR DEN PRÄSIDENTEN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 
Gerhard Jahn 

POUR LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANCAISE, 

Rene Plev en 

PER IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA, 
Erminio Pennacchini 

POUR SON ALTESSE 

ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
Eugene S c ha u s 

VOOR HARE MAJESTEIT DE KONINGIN 
DER NEDERLANDEN, 

C. H. F, Polak 
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A r t i c o 1 o 8 


Artikel 8 


II presente Protocollo e concluso per una durata illirai' 
tata. 


A I t i c o 1 o 9 


Dit protocol wordt voor onbeperkte tijd gesloten. 
Artikel 9 


Ogni Stato contraente puö chiedere la revisione del 
presente Protocollo. In tal caso, il Presidente del Con- 
siglio delle Comunitä Europee convoca una conferenza 
di revisione. 


ledere verdragsluitende Staat kan verzoeken om 
herziening van dit protocol. In dat geval roept de Voor- 
zitter van de Raad van de Europese Gemeenschappen 
een conferentie voor de herziening bijeen. 


A r t i c o 1 o 10 

II presente Protocollo, redatto in unico esemplare in 
lingua tedesca, in lingua francese, in lingua italiana e in 
lingua olandese, i quatlro testi facenti tutti ugualmente 
fede, Sara depositato negli archivi del Segretariato del 
Consiglio delle Comunitä Europee. II Segretario Generale 
provvederä a trasmettere copia certificata conforme a 
ciascuno dei Governi degli Stati firmatari. 


Artikel 10 

Dit protocol, opgesteld in een exemplaar, in de Duitse, 
de Franse, de Italiaanse en de Nederlandse taal, welke 
vier teksten gelijkelijk authentiek zijn, zal worden neder- 
gelegd in het archief van het Secretariaat van de Raad 
van de Europese Gemeenschappen. De Secretaris-Gene- 
raal zendt een voor eensluidend gewaarmerkt afschrift 
daarvan toe aan de Regering van elke ondertekenende 
Staat. 


IN FEDE DI CHE i plenipotenziari sottoscritti hanno 
apposto le loro firme in calce al presente Protocollo. 

FATTO a Lussemburgo, addi’ tre giugno millenove- 
centosettantuno 


TEN BLIJKE WAARVAN de onderscheiden gevolmach- 
tigden hun handtekening onder dit Protocol hebben ge- 
steld. 

GEDAAN te Luxemburg, de derde juni negentien- 
honderdeenenzeventig 


POUR SA MAJESTE LE ROI DES BELGES, 

VOOR ZIJNE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN, 
Alfons V r a n c kx 

FÜR DEN PRÄSIDENTEN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 
Gerhard Jahn 

POUR LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANCAISE, 

Rene Pleven 

PER IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA, 
Erminio Pennacchini 

POUR SON ALTESSE 

ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
Eugene Sch aus 

VOOR HARE MAJESTEIT DE KONINGIN 
DER NEDERLANDEN, 

C. H. F. Polak 
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Gemeinsame Erklärung 

Die Regierungen des Königreichs Belgien, der Bundes- 
republik Deutschland, der Französischen Republik, der 
Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg 
und des Königreichs der Niederlande — 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls be- 
treffend die Auslegung des Übereinkommens vom 
29. Februar 1968 über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen durch den Ge- 
richtshof, 

In dem Wunsch, eine möglichst wirksame und einheit- 
liche Anwendung dieses Protokolls zu gewährleisten — 

Erklären sich bereit, im Benehmen mit dem Gerichtshof 
einen Austausch von Informationen über die Entscheidun- 
gen einzurichten, die von den in Artikel 2 Abs. 2 des 
Protokolls angeführten Gerichten in Anwendung des 
Übereinkommens vom 29. Februar 1968 und der in dem 
Protokoll zu dem Übereinkommen enthaltenen Gemein- 
samen Erklärung Nr. 1 erlassen werden. 


Declaration commune 

Les Gouvernements du Royaume de Belgique, de la 
Republique Föderale d’Allernagne, de la Republique Fran- 
caise, de la Republique Italienne, du Grand-Duche de 
Luxembourg et du Royaume des Pays-Bas, 

au moment de la signature du Protocole concernant l'in- 
terpretation par la Cour de Justice de la Convention du 
29 fevrier 1968 sur la reconnaissance mutuelle des so- 
cietes et personnes morales, 

desirant assurer une applicatioii aussi efficace et uni- 
forme que possible de ses dispositions, 

se declarent prets ä organiser, en liaison avec la Cour 
de Justice, un echange d’information concernant les de- 
cisions rendues par les juridictions mentionnees ä Lar- 
ticle 2 paragraphe 2 dudit Protocole en application de la 
Convention du 29 fevrier 1968 et de la Declaration com- 
mune no 1 figurant dans le Protocole annexe ä cette Con- 
vention. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten ihre Unterschrift unter diese Gemeinsame 
Erklärung gesetzt. 

GESCLIEHEN zu Luxembuig am dritten Juni neunzehii- 
hunderteinundsiebzig 


EN FOI DE QUOI les plenipotentiaires soussignes ont 
appose leur signature au bas de la presente Declaration 
commune. 

FAIT ä Luxembourg, le trois juin niil neuf cent soixante 
et onze 


POUR SA MAJESTE LE ROI DES BELGES, 

VOOR ZIJNE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN, 
Alfons V r a n c k X 

FÜR DEN PRÄSIDENTEN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 
Gerhard Jahn ' 

POUR LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANCAISE, 

Rene P 1 e v e n 

PER IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA, 
Erminio Pennacchini 

POUR SON ALTESSE 

ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
Eugene Schaus 

VOOR HARE MAJESTEIT DE KONINGIN 
DER NEDERLANDEN, 

C, H. F. Polak 
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Dichiarazione comune 

I Governi del Regno del Belgio, della Repubblica Fede- 
rale di Germania, della Repubblica francese, della Re- 
pubblica italiana, del Granducato del Lussemburgo e del 
Regno dei Paesi Bassi, 

al momento della firma del Protocollo relativo all'inter- 
pretazione da parte della Corte di Giustizia della Conven- 
zione del 29 tebbraio 1968 sul reciproco riconoscimento 
delle societä e persone giuridiche, 

desiderosi di garantire un'applicacione quanto piii 
possibile efficace ed uniforme delle disposizione di detlo 
Protocollo, 

si didiiarano pronti ad organizzare di concerto con la 
Corte di Giustizia uno scambio d'informazioni relativo 
alle decisioni emanate dalle giurisdizioni di cui all'arti- 
colo 2, paragrafo 2 di detto Protocollo in applicazione 
della Convenzione del 29 febbraio 1968 e della Dichiara- 
zione comune n^ 1 di cui al Protocollo allegato a detta 
Convenzione. 


Gerne enschappelijke Verklaring 

De Regeringen van het Koninkrijk Belgie, van de 
Bondsrepubliek Duitsland, van de Franse Republiek, van 
de Italiaanse Republiek, van het Groothertogdom Luxem- 
burg en van het Koninkrijk der Nederlanden, 

op het ogenblik van de ondertekening van het Protocol 
betreffende de uitlegging door het Hof van Justitie van 
het Verdrag van 29 februari 1968 betreffende de onder- 
linge erkenning van vennootschappen en rechtspersonen, 

geleid door de wens een zo doeltreffend en uniform 
mogelijke toepassing van de bepalingen van dit Protocol 
te verzekeren, 

verklären zieh bereid om in verbinding met het Hof 
van Justitie een uitwisseling van inlichtingen te bewerk- 
stelligen betreffende de uitspraken van de rediterlijke 
instanties genoemd in artikel 2, lid 2, van voornoemd 
Protocol ter uitvoering van het Verdrag van 29 februari 
1968 en van de Gemeenschappelijke Verklaring No. 1, 
opgenomen in het aan dit Verdrag gehechte Protocol. 


IN FEDE DI CHE i plenipotenziari sottoscritti hanno 
apposto le loro firme in calce alla presente Dechiarazione 
comune. 

FATTO a Lussemburgo, addi' tre giugno millenove- 
centosettantuno 


TEN BLIJKE WAARVAN de onderscheiden gevolmach- 
tigden hun handtekening onder deze Gemeenschappelijke 
Verklaring hebben gesteld. 

GEDAAN te Luxemburg, de derde juni negentienhon- 
derdeenenzeventig 


POUR SA MAJESTE LE ROl DES BELGES, 

VOOR ZIJNE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN, 
Alfons Vranckx 

FÜR DEN PRÄSIDENTEN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 
Gerhard Jahn 

POUR LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANCAISE, 

Rene Pleven 

PER IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA, 
Erminio Pennacchini 

POUR SON ALTESSE 

ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
Eugene Sc hau s 

VOOR HARE MAJESTEIT DE KONINGIN 
DER NEDERLANDEN, 

C H. F. Polak 
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Denkschrift zum Protokoll 


Den gesetzgebenden Körperschaften liegt zur Zeit 
der Entwurf eines Vertragsgesetzes zu dem Überein- 
kommen vom 29. Februar 1968 über die gegenseitige 
Anerkennung von Gesellschaften und juristischen 
Personen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaf- 
ten zur Entscheidung vor (Bundesratsdrucksache 
446/70, Bundestagsdrucksache VI/1976). In der Ge- 
meinsamen Erklärung Nr. 3, die in dem Protokoll zu 
dem Übereinkommen enthalten ist, haben sich die 
Regierungen der Vertragsstaaten bereit erklärt zu 
prüfen, ob zur Sicherung einer möglichst wirksamen 
Anwendung des Übereinkommens und zur Verhin- 
derung einer unterschiedlichen Auslegung dem Ge- 
richtshof der Europäischen Gemeinschaften be- 
stimmte Zuständigkeiten zugewiesen werden kön- 
nen. Die Verhandlungen über diese Frage haben am 
3. Juni 1971 auf der ersten Ratstagung der Justiz- 
minister in Luxemburg zur Unterzeichnung des Pro- 
tokolls betreffend die Auslegung des Übereinkom- 
mens vom 29. Februar 1968 über die gegenseitige 
Anerkennung von Gesellschaften und juristischen 
Personen durch den Gerichtshof geführt. Es bedarf 
als völkerrechtliches Übereinkommen der Ratifizie- 
rung, und zwar nach seinem Artikel 6 durch alle 
Vertragsstaaten. Die Französische Republik hat ihre 
Ratifikationsurkunde bereits beim Generalsekretär 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften hinter- 
legt. 

Durch das Protokoll werden dem Europäischen Ge- 
richtshof zum erstenmal nach dem Abschluß der Ver- 
träge von Rom Zuständigkeiten zur Auslegung eines 
zivilrechtlichen Übereinkommens zwischen den Staa- 


Bericht über das Protokoll betreffend die Auslegung 
des Übereinkommens vom 29. Februar 1968 über die 
gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften und ju- 
ristischen Personen durch den Gerichtshof und über das 
Protokoll betreffend die Auslegung des Übereinkommens 
vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zuständig- 
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen durch den Gerichtshof 
erstellt von Herrn P. Jenard, Direktor im belgischen 
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten und Außen- 
handel 

1. Allgemeines 

1. In der Gemeinsamen Erklärung Nr. 3 im Anhang 
zu dem am 29. Februar 1968 in Brüssel Unterzeich- 
neten Übereinkommen über die gegenseitige Aner- 
kennung von Gesellschaften und juristischen Per- 
sonen haben sich die Regierungen der Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften bereit 
erklärt, die Mittel zu prüfen, durch welche sich eine 
unterschiedliche Auslegung des Übereinkommens 
verhindern läßt. Sie waren zu diesem Zweck über- 
eingekommen, die Möglichkeit einer Zuweisung be- 
stimmter Zuständigkeiten an den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften zu prüfen und gegebe- 
nenfalls über den Abschluß eines entsprechenden 
Abkommens zu verhandeln. 


ten der Europäischen Gemeinschaften übertragen. 
Damit wird die Bedeutung hervorgehoben, welche 
die Vertragsstaaten der einheitlichen Auslegung 
dieses Übereinkommens beilegen. 

Inhaltlich folgt das Protokoll dem Vorbild des Arti- 
kels 177 des EWG-Vertrages, in dem bereits das 
System der Vorabentscheidung von Auslegungsfra- 
gen durch den Europäischen Gerichtshof auf Vorlage 
der nationalen Gerichte vorgesehen ist. Diese Lösung 
erschien im Interesse der Einheitlichkeit der Rege- 
lungen und aus integrationspolitischen Gesichts- 
punkten notwendig. 

Zusammen mit dem vorliegenden Protokoll ist am 
3. Juni 1971 auch das Protokoll betreffend die Aus- 
legung des Übereinkommens vom 27. September 
1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen durch den Gerichtshof unter- 
zeichnet worden. Das Vertragsgesetz zu diesem 
zweiten Auslegungsprotokoll wird den gesetzgeben- 
den Körperschaften gesondert vorgelegt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses von Regierungs- 
sachverständigen, die im Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften beide Protokolle ausgearbeitet haben, 
hat zu ihrem Inhalt und zu dem Verlauf der Ver- 
handlungen einen Bericht verfaßt, der im folgenden 
abgedruckt ist, soweit er sich mit dem vorliegenden 
Auslegungsprotokoll zu dem Anerkennungsüberein- 
kommen vom 29. Februar 1968 befaßt. Wegen der 
Einzelheiten des Protokolls wird auf diesen Bericht 
verwiesen. 


Eine entsprechende Gemeinsame Erklärung ist im 
Anhang zu dem am 27. September 1968 in Brüssel 
Unterzeichneten Übereinkommen über die gericht- 
liche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
enthalten. Diese Erklärung sieht die Möglichkeit 
vor, dem Gerichtshof nicht nur Zuständigkeiten für 
die Auslegung, sondern auch Zuständigkeiten für 
die Regelung von Kompetenzkonflikten zuzuweisen, 
die bei Anwendung des Übereinkommens unter Um- 
ständen entstehen können. 

2. Bei den Verhandlungen über die Durchführung 
dieser Erklärungen konnte man sich rasch dahin- 
gehend einigen, daß dem Gerichtshof neue Zustän- 
digkeiten zugewiesen und ein Mechanismus im 
Sinne des Artikels 177 des Vertrags angewandt wer- 
den sollte. Es stellte sich jedoch die Frage, ob ein 
allgemeines Übereinkommen für alle auf Grund von 
Artikel 220 geschlossenen oder zu schließenden 
Übereinkommen ausgearbeitet werden sollte oder 
ob nicht besser Lösungen angestrebt werden sollten, 
die den Besonderheiten jedes dieser Übereinkom- 
men Rechnung trügen. 
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Bei der Beantwortung dieser Frage ging man im 
wesentlichen pragmatisch vor. Die beiden bereits 
Unterzeichneten Übereinkommen, nämlich das Über- 
einkommen über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen und das 
Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen, wurden eingehend ge- 
prüft. 

3. Bei dieser Prüfung gelangte man zu der Schluß- 
folgerung, daß diese beiden Übereinkommen unter- 
schiedliche Merkmale aufwiesen, und daß daher je- 
weils ein eigenes Verfahren für die Auslegung 
durch den Gerichtshof gerechtfertigt sei. Obwohl die 
Ansicht vertreten wurde, daß die Zuständigkeiten 
des Gerichtshofs in Auslegungsfragen in einem ein- 
zigen Text für alle auf der Grundlage von Artikel 
220 des Vertrags geschlossenen Übereinkommen 
festgelegt werden könnten, wurde es für besser er- 
achtet, getrennte Protokolle zu schließen, die den Er- 
fordernissen der beiden Übereinkommen besser ge- 
recht werden. 

4. Zum Abschluß dieser Protokolle brauchte das 
Verfahren des Artikels 236 des Vertrags nicht her- 
angezogen zu werden; diese Protokolle betreffen 
nämlich die Auslegung von auf Grund von Artikel 
220 des Vertrags geschlossenen Übereinkommen und 
haben somit keine Revision des Vertrags zum Ge- 
genstand. Mit diesen Protokollen wird dem Ge- 
richtshof lediglich eine neue Zuständigkeit übertra- 
gen, die zu den bereits bestehenden Zuständigkei- 
ten, die selbst unverändert bleiben, hinzukommen ^). 

11. Protokoll betreffend die Auslegung des Über- 
einkommens über die gegenseitige Anerkennung 
von Gesellschaften und juristischen Personen 

5. Was die Auslegung des Übereinkommens über 
die gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften 
und juristischen Personen anbetrifft, so wurde die 


1) Dem Gerichtshof sind mehrfach gewisse Zuständigkeiten übertragen 
worden, ohne daß das in Artikel 236 vorgesehene Revisionsverfah- 
ren herangezogen wurde (interne Abkommen im Rahmen der Asso- 
ziieruncisabkommen — vgl. ABI. Nr. 93 vom 11. Juni 1964, S. 1490/64, 
Bestimmungen der Verordnung Nr. 17 des Rates über die Kontrolle 
des Gerichtshofs — vgl. ABI. Nr. 13 vom 21. Februar 1962, S. 204/62 
usw.}. 


Auffassung vertreten, daß kein Grund für eine Ab- 
weichung von dem in Artikel 177 des Vertrags vor- 
gesehenen Mechanismus der Vorabentscheidung be- 
stehe. In dem betreffenden Protokollentwurf ist also 
dieser Mechanismus übernommen. 

Durch Artikel 1 dieses Protokolls werden dem Ge- 
richtshof bestimmte Zuständigkeiten für die Aus- 
legung des Übereinkommens vom 29. Februar 1968, 
der im Protokoll im Anhang zu diesem Übereinkom- 
men enthaltenen Gemeinsamen Erklärung Nr. 1 so- 
wie des in diesem Bericht behandelten Protokolls 
übertragen, Artikel 2 stimmt wörtlich überein mit 
den Absätzen 2 und 3 des Artikels 177 in bezug auf 
die Voraussetzungen, unter denen der Gerichtshof 
von den Gerichten, bei denen sich eine solche Frage 
stellt, befaßt werden kann. 

6. Da in dem Übereinkommen bisweilen auf das 
interne Recht verwiesen wird, stellte sich die Frage, 
ob die Zuständigkeit des Gerichtshofs für die Aus- 
legung dieses Rechts nicht ausdrücklich ausgeschlos- 
sen werden müßte. Es wurde jedoch nicht für not- 
wendig erachtet, diese Zuständigkeit ausdrücklich 
auszuschließen, da dies bereits durch die Rechtspre- 
chung des Gerichtshofs erfolgt sei, 

7. Artikel 3 bezieht sich auf das Verfahren, das 
anzuwenden ist, wenn der Gerichtshof in Anwen- 
dung des Protokolls zu entscheiden hat. 

Es sollte vorgesehen werden, daß die Verfahrens- 
ordnung des Gerichtshofes nach der Zuweisung von 
neuen Zuständigkeiten ergänzt werden muß. Aus 
Artikel 3 Absatz 2 geht hervor, daß zu diesem Zweck 
Artikel 188 des Vertrags angewandt wird. 

Es wurde die Meinung vertreten, daß im Interesse 
einer möglichst wirksamen und einheitlichen An- 
wendung des Übereinkommens ein Austausch von 
Informationen über die Entscheidungen der einzel- 
staatlichen Gerichte eingerichtet werden müßte, 
deren Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechts- 
mitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten wer- 
den können. 

Eine Gemeinsame Erklärung in diesem Sinne ist 
dem Protokoll beigefügt. 
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